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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Kleine Anfrage Nr. 294 der Fraktion der 
CDU/CSU - Nr. 3699 der Drucksachen - 
Brasilianisches Clearing 


Zu der Anfrage Nr. 294 der Fraktion der CDU/CSU nehme ich 
wie folgt Stellung; 

Zu Frage 1 : Der Kontenstand im deutsch-brasilianischen Zahlungs- 
verkehr erreichte am 1. Oktober 1952 ein Guthaben zu Gunsten 
der Bank deutscher Länder in Höhe von rd. 75 Mio Dazu kommen 
Akkreditive mit harten Rembourserklärungen in Höhe von rd. 5 Mio$. 

Ferner sind Exportförderungen aus bereits abgeschlossenen, aber 
noch nicht durch geführten deutschen Liefergeschäften in der nächsten 
Zeit zu erwarten, die sich auf dem Konto noch nicht niedergeschlagen 
haben. Die Höhe dieser abgeschlossenen Geschäfte beläuft sich nach 
den Feststellungen der Bank deutscher Länder auf rd. 156 Mio $. 

Wenn man davon ausgeht, daß erfahrungsgemäß 20 ^/q solcher 
Geschäfte nicht realisiert werden, so berechnet sich die Gesamt- 
gläubigerposition der Bundesrepublik gegenüber Brasilien wie folgt: 

Kontenstand plus harten Rembourserklärungen Mio ^ 80 

Liefergeschäfte Mio $ 156 

davon nicht 

realisierbar 20^/o = Mio $ rd. 32 Mio $ 124 

Mio $ 204 

Dieser Betrag wird indessen als buchmäßiger Saldo nicht in Erschei- 
nung treten, weil er laufend durch deutsche Zahlungen für Einfuhren 
aus Brasilien gemindert wird. Auf der anderen Seite ist zu berück- 
sichtigen, daß sich der Saldo noch durch neue Exportabschlüsse, die 
nach der Neuregelung des Zentralbankrates vom 3. September 1952 
getätigt werden, vorübergehend erhöhen kann. Durch die Neurege- 
lung ist jedoch sicher gestellt, daß die Erhöhungen stets durch um 
20 ^/o höhere deutsche Einzahlungen für Einfuhren nicht nur aus- 
geglichen werden, sondern daß in Höhe von 20 ^/q ein Abbau des 
deutschen Aktivsaldos erfolgt. 


Druck; Peter Meier, Buisdorf-Siegburg 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Zu Frage 2: Bei der Beantwortung der Frage ist zu unterscheiden 
zwischen den Rückwirkungen auf die Bank deutscher Länder, die 
Exporteure und den Bund. 

Bei der Abwicklung des Saldos wird sich voraussichtlich für die 
Bank deutscher Länder kein Verlust ergeben. Zwischen der Bank 
deutscher Länder und dem Banco do Brasil ist im Rahmen des 
Zahlungsabkommens eine Verzinsung zum Satz von 3^/o jährlich 
vorgesehen. 

Die Exporteure, die in der Lage sind, solange abzuwarten, bis der 
im Abkommen festgelegte Swing bei der Bank deutscher Länder 
wieder unterschritten ist und Zahlungsmittel zur Auszahlung frei 
geworden sind, müssen mit Zinsverlusten rechnen, die wegen der 
Ungewißheit der Abwicklungsdauer des Saldos schwer abzuschätzen 
sind. 

Mindererlöse, die zu einem großen Teil echte Verluste darstellen, 
werden sich bei Exporteuren ergeben, die genötigt sind, auf Grund 
der nunmehr getroffenen Regelung des Zentralbankrates ihre 
brasilianischen Guthaben deutschen Importeuren für Einkäufe in 
Brasilien anzubieten. Der Erlös dieser Guthaben wird sich um einen 
Betrag vermindern, der sich aus Angebot und Nachfrage für diese 
Guthaben ergeben wird. Wegen des Umfanges dieser Mindererlösc 
darf ich auf die Beantwortung der Frage 3 verweisen. 

Der Bund wird durch den Beschluß des Zentralbankrates nur im 
Rahmen der übernommenen Garantien und Bürgschaften betroffen. 
Er kann gegenüber dem Garantie- oder Bürgschaftsnehmer in Vorlage 
bis zur normalen Abwicklung der Forderungen über das Zahlungs- 
abkommen treten oder sich bei freier Verwertung der Forderungen 
am Disagio beteiligen. Im ersteren Falle fließen die vorgelegten 
Beträge später an den Bund zurück und dieser erleidet lediglich 
einen Zinsverlust. Im letzteren Falle dagegen entsteht ein endgültiger 
Verlust, der mit etwa 20 Mio DM zu veranschlagen ist. Den etwaigen 
Aufwendungen des Bundes stehen beträchtliche Einnahmen aus der 
Garantie- und Bürgschaftsaktion gegenüber, so daß Zinsverluste und 
Verluste aus der Beteiligung an Mindererlösen durch die Einnahmen 
gededet sind. 

Zu Frage 3: Von der Neuregelung des Zahlungsverkehrs durch 
Beschlüsse des Zentralbankrates vom 3. September 1952 werden 
auf Grund der bis zum 18. September 1952 bei der Bank deutscher 
Länder eingelaufenen Anmeldungen Exportgeschäfte, die vor dem 
4. September 1952 abgeschlossen sind, im Gesamtbeträge von rd. 
156 Mio $ betroffen. Von dieser Summe sind etwa 25-30^/o mit 
Garantien und Bürgschaften des Bundes ausgestattet. 

In welcher Höhe sich Verluste aus der Abwicklung dieser Export- 
geschäfte ergeben und wie sich dieselben verteilen werden, läßt sich 
nur mit annähernder Wahrscheinlichkeit beurteilen. 

Wegen der Auswirkungen auf die Bank deutscher Länder und den 
Bund darf ich auf die Beantwortung der Frage 2 Bezug nehmen. 
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Wenn angenommen wird, daß kein Exporteur gewillt sein sollte, die 
Auszahlung durch die Bank deutscher Lander nach entsprechender 
Abdeckung des Saldos abzuwarten, dürfte sich etwa folgende Er- 
rechnung der Mindererlöse ergeben: 


Gesamtbetrag der unter die Neuregelung 
fallenden bereits abgeschlossenen. Ge- 
schäfte Mio I 156 = rd. 655 Mio DM 


abzüglich 20^/o für Geschäfte, die er- 
fahrungsgemäß nicht durchgeführt 

werden = 131 Mio DM 

524 Mio DM 

Von der BdL übernommenes Verwer- 
tungsrisiko = 283 Mio DM 

241 Mio DM. 


Da der Bund an dem Risiko beteiligt 
ist, ermäßigt sich der Betrag von 
241 Mio DM zugunsten der Exporteure 
wie folgt: 

Durch die Ausfuhrgarantie des Bundes 
sind rd. 28^/o der Gesamtgeschäfte über 
655 Mio DM gedeckt; das entspricht 
einem Betrage von 183 Mio DM. Da 
anzunehmen Ist, daß diese gedeckten 
Geschäfte auch durchgeführt werden, 
entfällt der oben vorgenommene Abzug 
von 20 ^/ 0 '. Andererseits Hegt In Bezug 
auf die gedeckten Geschäfte eine Über- 
schneidung der Deckung im Hinblick 
auf die Risikoübernahme der BdL vor, 
die in Höhe von 50^/o die Bundesgarantie 
entlastet. Mithin kommt diese in Höhe 

der Hälfte der Geschäfte von 183 Mio DM = 91 Mio DM 

den Exporteuren zugute, so daß nur noch 150 Mio DM 

im Risiko verbleiben. 


Wenn weiterhin angenommen wird, daß 
das zu erwartende Disagio bei durch- 
schnittlich 20^/0 liegen wird - es beträgt 
z. Z. nach meiner Unterrichtung 10- 
12®/o -, ergeben sich für die Exporteure 
bei dem oben erwähnten Gesamtauf- 
tragsbestand von 655 Mio DM rein 
rechnerisch Mindererlöse in Höhe von 
etwa 30 Mio DM. Hierbei ist zu berück- 
sichtigen, daß die in die Geschäfte mit 
Brasilien eingerechneten Gewinnspannen 
zum Teil recht erheblich sind. 



Tatsächlich werden die Verluste wesent- 
lich geringer sein, da ein großer Teil 
der Exporteure gleichzeitig Importge- 
schäfte durchführt und insofern die 
Möglichkeit hat, Verluste intern auszu- 
gleichen. 

Zu Frage 4: Die Bank deutscher Länder hat mir die Salden des 
deutsch-brasilianischen Zahlungsverkehrs dekadenweise als Geheim- 
sache mitgeteilt. Jedoch war der tatsächliche Umfang der von der 
brasilianischen Wirtschaft nach Deutschland vergebenen Aufträge unbe- 
kannt. Die wirkliche Hohe der in Brasilien erteilten Einfuhrgeneh- 
migungen hat erst die deutsche Delegation anläßlich ihrer im Juli/ 
August 1952 in Rio durchgeführten Verhandlungen feststellen können. 

Nachdem noch im Januar ds. Js. auf dem Konto ein ^brasilianischer 
Kredit-Saldo von nahezu 5 Mio $ ausgewiesen wurde, ergab sich in 
der Folge nach und nach ein Aktiv-Saldo der Bank deutscher 
Länder, der sich aber bis zum Mai im Rahmen des vereinbarten 
Swings von 23,5 Mio $ hielt. Bereits in der Zwischenzeit habe ich 
nach Herbeiführung der Zustimmung der Bank deutscher Länder 
veranlaßt, daß die deutsche Einfuhr aus Brasilien von allen mengen- 
mäßigen Beschränkungen befreit wurde, um auf diese Weise eine 
Erhöhung der Bezüge aus Brasilien zü erreichen und damit der sich 
abzeichnenden ungünstigen Zahlungsentwicklung entgegen zu treten. 
Nach derselben Richtung gingen die Bemühungen um die Zulassung 
von Transitgeschäften brasilianischer Waren über Deutschland nach 
dritten Ländern. 

Als die Bank deutscher Länder den Banco do Brasil nach Über- 
schreitung des Swings aufforderte, vertragsgemäß den Mehrbetrag 
in freien US $ zu überweisen, kam der Banco do Brasil dieser 
Aufforderung nicht nach. Daraufhin wurde zur Behebung der 
Schwierigkeiten im Juli eine deutsche Delegation nach Rio de Janeiro 
entsandt. 

Die deutsche Wirtschaft wurde durch eine Verlautbarung meines 
Hauses im Bundesanzeiger Nr. 151 vom 6. August ds. Js. von der 
Abreise der Delegation unterrichtet und darauf hingewiesen, daß 
sich aus den stattfindenden Verhandlungen Rückwirkungen auf die 
Abwicklung der Ausfuhr nach Brasilien ergeben würden. In der 
gleichen Ausgabe des Bundesanzeigers teilte die Bank deutscher 
Länder mit, daß sie den weiteren Ankauf von Akzepten und Export- 
tratten aus Brasilien in Anbetracht der Entwicklung der Zahlungs- 
situation nicht fortsetzen könne. 

Die Ziele der deutschen Außenhandelspolitik der letzten Jahre waren 
auf die Steigerung der deutschen Exporte und die Wiedergev/innung 
der während des letzten Krieges verlorengegangenen Märkte aus- 
gerichtet. Ein Ausgleich der sprunghaft steigenden Exporte durch 
entsprechende Importe machte auch im Verkehr mit Brasilien bei 
den unter dem Einfluß der Ereignisse in Korea ständig steigenden 
Weltmarktpreisen keine Schwierigkeiten. Im Gegenteil, die Sorge 
vor einer stark passiven Entwicklung des Verrechnungskontos und 
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die damit bei Überschreitung des vorgesehenen Swings ver- 
bundene Verpflichtung zu Dollarzahlungen veranlaßte die Bank 
deutscher Länder zur Rückstellung zahlreicher Einfuhrwünsche, die 
von der Importwirtsdiaft vorgetragen wurden und die damals noch 
hätten durchgeführt werden können. 

Erst nach Abflauen des Korea-Booms blieb die Einfuhr in zuneh- 
mendem Maße hinter der Ausfuhr zurück, als unter anderen 
südamerikanischen Ländern insbesondere Brasilien sich weigerte, d^r 
Abwärtsbewegung der Preise auf dem Weltmarkt zu folgen imd 
dadurch den Einkauf seiner Landesprodukte durch die deutschen 
Importeure in großem Umfang unmöglich machte. 

In Verbindung mit diesen Einfuhrschwierigkeiten führte dann das 
Verhalten der brasilianischen Einfuhrbehörden, die über den im 
Handelsabkommen vorgesehenen Umfang Einfuhrgenehmigungen 
erteilten, und die Weigerung des Banco do Brasil, seiner Verpflichtung 
zur Dollarzahlung nachzukommen, zu der derzeitigen Situation, auf 
der der Beschluß des Zentralbankrates vom 3. September 1952 beruht. 


Dr. Erhard 



